
An 

Gemeinde Hebertshausen 

Antrag auf Einrichtung einer Auskunfts-
/Übermittlungssperre 

Straße/Postfach 

Am Weinberg 1 

PLZ Ort 

85241 Hebertshausen 
nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) vom 03.05.2013 (BGBl. I S. 10840) 

Antragsteller 

Name, Vorname, Doktorgrad 

 
 
Geburtsname 

 
Geburtsdatum 

 

Anschrift 

 
 

 
Nach Maßgabe des Meldegesetzes beantrage ich die Einrichtung folgender Auskunfts-/Übermittlungssperren: 
 

 1. Auskunfts- bzw. Übermittlungssperren, für die keine Begründung erforderlich ist: 

  Übermittlungssperre an öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften (§ 42 Abs. 3 Satz 2 BMG) 

  Ich gehöre nicht der Religionsgemeinschaft meines Ehegatten an. 
 
 Ich beantrage, dass meine Daten nicht an die Religionsgesellschaft meines Ehegatten übermittelt werden. 

Diese Erklärung gilt auch für meine minderjährigen Kinder, soweit sie ebenfalls nicht der Religionsgemeinschaft 
angehören. 

 

Name Vorname(n) Geburtsdatum 

   

   

 

  Widerspruch gegen die Weitergabe von Daten an Parteien und Wählergruppen im Zusammenhang mit 
allgemeinen Wahlen und mit Abstimmungen (§ 50 Abs. 5 i.v.m. § 50 Abs. 1 BMG) 

  Für den Fall eines Alters- oder Ehejubiläums (z.B. 75. Geburtstag oder goldene Hochzeit) darf eine Mitteilung 
über dieses Jubiläum nicht weitergegeben werden (§ 50 Abs. 5 i.v.m. § 50 Abs. 2 BMG). Bei Ehejubiläen ist 
die Unterschrift beider Ehegatten erforderlich. 

  Widerspruch gegen die Auskunft an Adressbuchverlage (§ 50 Abs. 5 i.v.m. § 50 Abs. 3 BMG) 

  Widerspruchsrecht gegen Übermittlung an das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr (§ 36 
Abs. 2 BMG). Der Schlüssel ist mit Ablauf des Jahres zu löschen, in dem die Person das 19. Lebensjahr 
vollendet. 

 

 2. Auskunftssperren, für die eine Begründung erforderlich ist: 
  Auskunftssperre, da Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Belange 

entstehen kann (§ 51 Abs. 1 BMG) 
 

Begründung 

 

Bemerkungen/Vermerke/Entgegen genommen 

 

 
Hinweis: 

Außerdem wurde ich darauf hingewiesen, dass die Auskunftssperre bis ____________ befristet wird. Sollten die 
oben genannten Gründe weiterhin bestehen, werde ich spätestens an diesem Tag bzw. an dem darauf folgenden 
Werktag beim Einwohnermeldeamt vorsprechen um diese Auskunftssperre verlängern zu lassen. Mir ist bekannt , 
dass die Auskunftssperre ohne jede Benachrichtigung oder Vorladung gelöscht wird, falls ich diese Frist versäume. 

 

 3. Einwilligung – Erklärung der generellen Einwilligung zur Datenübermittlung für Zwecke der Werbung 
oder des Adresshandels gemäß § 44 Abs. 3 Satz 2 des Bundesmeldegesetzes 



Soweit die betroffene Person gegenüber der Meldebehörde eine generelle Einwilligung für einen oder beide der 
genannten Zwecke erklärt, ist dies zu vermerken. In Betracht kommen nachstehende Fälle, für die folgender 
Schlüssel zu verwenden ist: 

1 = Werbung 

2 = Adresshandels 

Im Falle des Widerrufs der Einwilligung ist der Eintrag umgehend zu löschen. 

 
 

 
 

 

Ort, Datum Antragssteller Ehegatte des Antragsstellers 
 
 
 

 
 
 
Datenschutzhinweise 
Informationen zur Art der Verarbeitung Ihrer personenbezogener Daten finden Sie auf 
www.hebertshausen.de/meta/datenschutz/datenschutzhinweise im Verarbeitungsverzeichnis der Gemeinde 
Hebertshausen. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Erläuterungen zum Antrag auf Einrichtung von Übermittlungs- bzw. Auskunftssperren 
 
Zu Übermittlungssperre an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften (§ 42 Abs. 3 Satz 2 BMG) 
Das Bundesmeldegesetz (BMG) sieht vor, dass den Kirchen neben den Daten ihrer Mitglieder auch einige 
Grunddaten von Familienangehörigen der Mitglieder, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, übermittelt werden dürfen. Der betroffene Familienangehörige – nicht das 
Kirchenmitglied selbst – kann nach § 42 Abs. 3 Satz 2 des Bundesmeldegesetztes die Einrichtung einer 
Übermittlungssperre verlangen. Eine Begründung ist nicht erforderlich. 
Diese Übermittlungssperre gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts der jeweiligen 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden. 
 
Zu Übermittlungssperre an Parteien und Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen 
(§50 Abs. 1 und 5 BMG) 
Im Zusammenhang mit Wahlen und mit Abstimmungen dürfen Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern 
von Wahlvorschlägen in den sechs der Stimmabgabe vorangehenden Monaten Auskunft über Familienname, 
Vornamen, derzeitige Anschrift, Doktorgrad und Gruppen von Wahlberechtigten erteilt werden, für deren 
Zusammensetzung das Lebensalter des Betroffenen bestimmt ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigen 
dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Der Empfänger hat die Daten spätestens einen Monat nach der Wahl oder 
Abstimmung zu löschen oder zu vernichten. Er darf diese nur für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung 
verwenden. Diese Auskunft darf nur erteilt werden, wenn Sie nicht widersprochen haben. Eine Begründung ist 
nicht erforderlich. 
 
Zu Übermittlungssperre im Falle eines Alters- oder Ehejubiläums (§ 50 Abs. 3 und 5 BMG) 
Die Meldebehörde darf auf Verlangen Mandatsträgern, Presse oder Rundfunk eine Melderegisterauskunft über 
Alters- oder Ehejubiläum von Einwohnern erteilen. Die Auskunft darf nur die dazu erforderlichen Daten über 
Familienname, Vornamen, Doktorgrad, Anschrift sowie Tag und Art des Jubiläums umfassen. Diese Auskunft 
darf nur erteilt werden, wenn Sie nicht widersprochen haben. Einer Begründung bedarf es nicht. 
 
Zu Übermittlungssperre an Adressbuchverlage (§ 50 Abs. 3 und 5 BMG) 
Das Bundesmeldegesetz (BMG) erlaubt eine Auskunft an Adressbuchverlage über Familienname, Vornamen, 
Doktorgrad und derzeitige Anschriften von Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Dieser 
Auskunftserteilung können Sie widersprechen. Eine Begründung ist nicht erforderlich. 
 
Zu Übermittlungssperre an das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr (§ 58 Abs. 1 
WPflG i. V. m. § 36 Abs. 2 BMG) 
Zum 01. Juli 2011 ist die allgemeine Wehrpflicht, soweit kein Spannungs- oder Verteidigungsfall vorliegt, 
ausgesetzt und in einen freiwilligen Wehrdienst übergeleitet worden. Frauen und Männer, die Deutsche im Sinne 
des Grundgesetztes sind, können sich nach § 54 des Wehrpflichtgesetztes (WPflG) verpflichten, freiwillig 
Wehrdienst zu leisten. 
 

Damit das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr die Möglichkeit hat, über den freiwilligen 
Wehrdienst zu informieren, übermittelt die Meldebehörde Familienname, Vorname und derzeitige Anschrift von 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden, an das Bundesamt für 
Personenmanagement der Bundeswehr. 
 

Betroffene haben das Recht, der Datenübermittlung zu widersprechen. Der Widerspruch ist an keine 
Voraussetzungen gebunden und braucht nicht begründet zu werden. 
 
Zu Auskunftssperre bei Gefahr für Leben und Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche 
schutzwürdige Belange (51 BMG) 
Bevor über Ihren Antrag entschieden werden kann, müssen Sie begründen (sogenannte Anhörung), warum es 
erforderlich ist eine Auskunftssperre in das Melderegister der Behörde einzutragen. Die Fragen sollten detailliert 
beantwortet (ggf. Beiblatt verwenden) und es können evtl. Nachweise gefordert werden. 
 

Wird dem Antrag zugestimmt, so gilt die Auskunftssperre nur für die Meldebehörde bei der Sie den Antrag 
gestellt haben. Haben Sie mehrere Wohnungen müssen Sie jeweils bei der zuständigen Meldebehörde eine 
Auskunftssperre beantragen. 
 

Die Entscheidung über Ihren Antrag liegt im Ermessen der Meldebehörde. Wird dem Antrag zugestimmt, wirkt 
die Auskunftssperre gegen alle, ausgenommen öffentliche Stellen und den Betroffenen selbst. 
Der Antrag muss begründet sei: evtl. können Nachweise angefordert werden. 
Haben Sie mehrere Wohnungen, so gilt die Auskunftssperre nur für die Meldebehörde, bei der Sie die 
Auskunftssperre beantragt haben; ggf. auch bei der Meldebehörde der letzten früheren Wohnung und den für 
weitere Wohnungen zuständigen Meldebehörden, wenn Sie eine Auskunftssperre beantragen. 


